
Bundessozialgericht

Az°: 5 RKn 38/62

Verkündet am
29„Sept° 1965

I m N a m e n d e s V 0 l k e s

In dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsklägerin,

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 5„Benat des Bundessozialgerichts in Kassel

auf die mündliche Verhandlung vom 29° September 1965

durch

Senatspräsident R i c h t e r
—Vorsitzender —

Bundesrichter - Dr° D a p p r i c h

Bundesrichter Dr° w 1 t t e—
Bundessozialrichter M o g k

Bundeesozialrichter N e u w a l d

für Recht erkannt:

Auf die Revisionder Klägerin wird dasUrteil des
Landessozialgerichts Niedersachsen vom 27° Februar

1962 aufgehoben„ Die Berufung der Beklagten gegen

das Urteil des Sozialgerichts Hannover vom 11„Oktober

1961 wird zurückgewiesen„

Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlichen

Kosten des zweiten und dritten Rechtszuges zu er—
statten°
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Mit Bescheid vom 20° Juni 1952 hatte die beklagte Knapp—

schaft der Klägerin als Witwe eines tödlich verunglückten

Versicherten die Hinterbliebenenrente ab 1„Februar 1952

bewilligt° Der Bescheid enthielt — ebenso wie ein Um—

rechnungsbcscheid vom 26,November 1952 — den Hinweis,

sie sei nach 3 50 des Reichsknappschaftegesetzes (EKG)
i„V,m° @ 1278 der Reichsversicherungsordnung (RVG) ver—

pflichtet, unverzüglich Nachricht
vom Bezug einer Rente

aus der Unfallversicherung (UV) und von jeder Änderung

in der Höhe solcher Renten zu geben°

Mit Bescheid vom 21, Oktober 1958 hat die Beklagte die
Vitwenrente, die zuletzt 128,40 DM betragen hatte, auf

das vom 10 Januar 1957 an geltende Recht umgestellt und

unter Berücksichtigung der ihr mit Schreiben der Bergbau—

Berufungsgenossenschaft (BBG) vom 160 Oktober 1957 mit

106,50 DM angegebenen Witwenrente aus der UV auf 214,40 DM

festgestellt° Auch dieser Bescheid enthielt den Hinweis

an die Klägerin, daß sie nach 5 78 RKG verpflichtet sei,

der Beklagten unverzüglich Nachricht zu geben, wenn sich

die Höhe der Rente aus der UV ändere°

Bei der Umstellung hatte die Beklagte eine bei ihr am 19°

September 1958 eingegangene Mitteilung der BBG vom 16°

September 1958 über die Erhöhung der Unfall—Witwenrente

auf 215,10 DM ab 1„Oktober 1958 nicht berücksichtigt,

weil sich die Akten zu dieser Zeit wegen der Umstellung

im Geschäftsgang befanden° Auch bei den in der Folgezeit

vorgenommenen Berechnungen nach den Renten—Anpassunge—

gesetzen (RAG) wurde die Veränderung der Rente aus der

ev nicht beachtet, Erst mit Bescheidvom11,Kärzgägeo_
' erbi; nete die Beklagte der Klägerin, daß vom 1„oktooer
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1958 an eine Neuberechnung der Witwenrente erforderlich sei

und daß unter Anwendung der Ruhensbestimmungen die Rente

nur 107,80 DM betrage° Es sei somit für die Zeit vom 1°

Oktober 1958 bis zum 50, April 1960 ein Betrag von 2025,40

DM überzahlt werden, der ab 1, Mai 1960 bis zur Tilgung

in monatlichen Raten von 75‚——LM von der laufenden Renten—'

zahlung einbehalten werde° ’ V

Der Widerspruch der Klägerin gegen die Herabsetzung der

Rente und die Rückforderung wurde mit der Begründung

zurückgewiesen, das teilweise Ruhen der Rente sei gesetz—

lich vorgeschrieben und die Rückforderung verstoße nicht

gegen Treu und Glauben, weil die Klägerin schuldhaft ver—

säumt labe‚ der Beklagten die Erhöhung; der Unfall—Witwen—_

rente mitzuteilen° Bas Sozialgericht (SG) hob dem Antrag

der klägerin entsprechend, die angefochtenen Bescheide auf,

soweit darin die Rückforderung von Rentenzahlungen verlangt

wird° Es erblickt ein grobes Verschulden der Beklagten

darin, daß sie die Mitteilung der BBG bei der Rentenum—

stellung nicht berücksichtigt hatte° Die Klägerin hatte
darauf vertrauen können, daß der Rentenbescheid vom 21°

Oktober 1958 auf richtigen Berechnungsgrundlagen beruhte,

weil ihr der Bescheid der BBG über die Erhöhung der Unfall—

Witwenrente bereits am 180 September 1958, äso einen Monat

vor dem Umsteilung8bescheid der Beklagten, zugegangen sei

Das Landessozialgericht (LSG) hat unter Zulassung der
Revision das sozialgerichtliche Urteil aufgehoben und die

klage abgewiesen, Es hält den Rückforderungsanspruch der
Beklagten für begründet° Das teilweise Ruhen der knapp—

schaftlichen Witwenrente beim Zusammentreffen mit einer
Witwenrente aus der UV trete kraft Gesetzes und unabhängig

von der Erteilung eines Bescheides ein" Es sei ein aner—
kannter Grundsatz des öffentlichen Rechts, daß zu Unrecht

_ 4 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

gezahlte Rentenleistungen zurückgefordert werden könnten,

sofern die Rückforderung nicht Treu und Glauben wider—

spreches.Da die Klägerin selbst die ihr obliegende An—

zeigepflicht gegenüber der Beklagten versäumt habe,

könne sie sich ihrerseits nicht darauf berufen, die Be—

klagten.verstoße gegen Treu und Glauben, wenn sie den

überzahlten Betrag zurückfordereo

Mit der Revision rügt die Klägerin die unrichtige An—

wendung der 99 90 und 78 EKG° nachdem sie ebenso wie

die Beklagte von der Rentenerhöhung durch die BBG be—

reits im beptember 1958 benachrichtigt worden sei, hätte

sie berechtigterweise darauf vertrauen können, daß die

Beklagte im Bescheid vom 21° Oktober 1958 ihr die richtig

errechnete Rente mitteilte° Es dürfe ihr kein Nachteil

daraus entstehen, daß die Beklagteg die Mitteilung der

BBG nicht beachtet habe° Für sie, die Klägerin, habe kein

Anlaß bestanden, der bereits von der BBG benachrichtigten

Beklagten nochmals die Rentenerhöhung mitzuteilen, Die

Uberzahlung sei zumindest überwiegend durch Fehler im Be—

triebe der Beklagten Verursachtv Unter diesen Umständen ver_
stoße deren Forderung auf Rückzahlung wider Treu und

Glauben°

Die Klägerin beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen
Urteils die Berufung der Beklagten
gegen das Urteil des SG Hannover
vom 11„Oktober 1961 zurückzuweisen°

Die Beklagte beantragt,

‘ die Revision zurückzuweisen°

Sie hält das angefochtene Urteil für richtig. Die Kläge-

rir; könne keinen Vertrauensschutz für sich beanspruchen,
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weil sie ihrer Mitteilungsg>flicht nach 5 78 RKGnicht
nachgekommen sei° Daß dieser Verpflichtung auch neben

der Mitteilung5pflicht der Berungenossenschaften Be—

deutung zukomme, ergebe sich daraus, daß der Gesetzgeber

sie bei der Neuregelung über den 31„Dezember 1956 hinaus

beibehalten habeo Die Klägerin sei mehrfach auf diese

Verpflichtung — zuletzt im Bescheid vom 21„Oktober 1958 —

hingewiesen werden„ ihr, der Beklagten, könne aus der

verspäteten Richtigstellung kein Vorwurf gemacht werden.

Die gesetzlich vorgeschriebene individuelle Umstellung

der laufenden Renten habe zwangsläufig einen längeren

Zeitraum beansprucht„ Bei der damit verbundenen Bewegung

des nahezu gesamten Aktenbestandes sei nicht auszu—

schließen gewesen, daß eingehende Rentenmitteilungen der

Beruf8genossensehaft nicht rechtzeitig vor der Umstellung

zu den im Geschäftsgang befindlichen Akten gelangten°

Die Schuld an der Lberzahlung treffe zumindest zum überi

wiegenden Teil die Klägerin°

II°

Die Revision der Klägerin ist zulässig und auch begründet„

.
‘ .

1

Gegenstand des vorliegenden hechtsstreits ist nur noch

der von der Beklagten geltend gemachte Rückforderungsan—f

Spruch, nicht die Neufeststellung (Herabsetzung) der
Rente selbst„ Die Beklagte hat die Entscheidung über

beide inhaltlich voneinander zu unterscheidenden Punkte

in einem Bescheid getroffen, und die Klägerin hat zu—
nächst offenbar auch beide Teile dieses Descheides an—
greifen wollen° Ihren in der mündlichen Verhandlung vor
dem Sozialgericht am 11„1o‚1961 aufgenommenen Antrag hat

sie dann aber auf die Aufhebung des "hüekforderungsbe—
"scheides" beschränkt° Aus dem Tenor (" aufgehoben, soweit

Rückforderung „ ° „ „ begehrt wird") und der Begründung
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des am gleichen Tage ergangenen Urteils ergibt sich klar,

daß auch das Sozialgericht die NeufestStellung der Rente

hiernach nicht mehr als Gegenstand des Rechtsstreits an_

gesehen hat; es geht ohne weiteres von der Wirksamkeit

der Neufeststellung und einer hierauf beruhenden Über—

zahlung aus, ohne insoweit eine Abweisung der Klage aus—

zuSprechen° „ie Klägerin hat das sozialgerichtliche

Urteil auch nicht dieserhalb angegriffen°

Da mithin der Bescheid der Beklagten, soweit er die
rückwirkende Neufeststellung der Rente betrifft, bindend

geworden ist, bedarf es
keiner Prüfung seiner Recht—

mäßigkeit mehr, Durch die Neufeststellung sind aber die

hiernach überzahlten Beträge rückwirkend " zu Unrecht ge—

zahlte Leistungen” geworden° Indessen besteht auch wegen

solcher Leistungen ein hückforderungsanspruch nur im

Rahmen des @ 93 Abs„ 2 EKG, wonach es im pflichtgemäßen

Ermessen des Versicherungstragers(VersTr) steht, diesen
Anspruch geltend zu machen° Bei der Prüfung, ob die Be—

klagte bei ihrer Entscheidung die Grenzen des ihr gezogenen

Ermessens beachtet hat, ist aber nunmehr die durch Art° I

@ 3 Nr° 27 des Rentenversicherungs-Änderungsgesetzes —
RVÄndG — vom 9„Juni 1965 (BGBl I, 476) geänderte Fassung
des % 93 Abs° 2 EKG anzuwenden, durch die das dem Ver—

sicherungsträger eingeräumte Ermessen zu Gunsten der

Berechtigten weitgehend begrenzt worden ist, Der Ver—

sicherungsträger darf hiernach zu Unrecht gezahlte

Leistungen überhaupt nur noch zurückfordern, wenn ihn

“ für die bberzahlung kein Verschulden trifft und nur soweit

der Leistungssmpfängers bei Empfang wußte oder wissen

mußte, daß ihm die Leistung nicht Oder nicht in der ge—
währten Höhe zustand, und soweit die Rückforderung wegen
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der wirtschaftlichen Verhältnisse des Empfängers ver—

tretbar ist"° Diese Vorschrift ist zwar erst mit dem 1°

Juli 1965 in Kraft getreten, sie ist aber auch ohne

auscrückliche Rückwirkungsanordnung auf bereits vor—

her ergangene, aber noch nicht bindend gewordene Rück—

forderungsbescheide anzuwenden, weil sie im wesentlichen

eine gesetzliche Interpretation dessen sein soll, was

auch bisher schon unter entsprechender Anwendung allge—

meiner Rechtsgrundsätze als Recht galt (Urt° des Senats

vom 25,8„1965 — 5 Rkn 72/61 --)° Ua es sich um eine
soziale Schutzbestimnung handelt, kann der Wille des

Gesetzgebers unterstellt werden, daß sie mit Inkraft—

treten auf alle noch nicht rechtskräftig abgeschlossenen*

Rückforderungsverfahren zu Gunsten der Leistungsem—

prnger Anwendung finden soll und daher auch noch in

der hevis onsinstanz zu berücksichtigen ist (vgle BuG
23,188)° sie erste hiernach zu prüfende Voraussetzung

iür.den RückforderungsanSpruch ist demnach, daß die

Beklagte kein Verschulden an der tberzahlung trifft°
Als Verschulden ist einemVersicherungsträger, also

einer an sich nicht schuldfähigen juristischen Person,

ein schuldhaftes Verhalten — sei es seiner Organe oder

einzelner Bediensteter — innerhalb seines Verantwor—
tungsbereichs zuzurechnen° Nach deniatsächlichen Fest—

stellungen des LbG hat nun die beklagte die ihr am
19° september 1958 zugegangene Mitteilung der an über

die Erhöhung der Unfallrente übersehen, weil sich ihre

Vorgänge zu dieser Zeit wegen der Umstellung der Rente

im Geschäftsgang befunden hatten; das LSG sagt hierzu

in den Entscheidung8gründen‚ die Beklagte sei insoweit
nicht sorgfältig verfahren, Es ist nicht zu verkennen,

daß dieses, auf mangelnder Sorgfalt beruhende obersehen

der bereits seit über einem Monat vorliegenden mitteilung
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die wesentliche Ursache für die unrichtige Feststellung

des Rentenzahlbetrages im Bescheid vom 21„Oktober 1958

und damit für die laufende bberzahlung in der Folgezeit

gewesen ist° Diese Versäumnis muß der Beklagten als Ver—

schulden angerechnet werden, gleich ob sie auf einem

Fehler in der betrieblichen Organisation oder auf schuld—

haftem Verhalten eines mit der bearbeitung der Sache

betreuten 'Bediensteten beruht, Das muß auch dann gelten,

wenn man die besondere arbeitsbelastung der Beklagten

infolge der ihr uamals obliegenden individuellen Renten—

umstellung angemessen berücksichtigt° Ein qualifiziertes,

etwa ein "grobes" Verschulden wird nach dem Gesetz nicht

vora*sgesetzt; eine im Rahmen der Gesetzesauslegung ver—
tretbare Beschränkung auf ein "wesentliches" Verschulden

ist hier aber, da ein solches ja vorliegt, ohne Bedeu—

tung° Nach dem Wortlaut der neuen Vorschrift (@ 93 Abs°
2 Satz 2 EKG) ist die Rückforderung "nur" dann möglich,

wenn den Versicherungstrager "kein" Verschulden an der
Uberzahlung trifft; hiernach kommt es insoweit lediglich

auf das Verhalten des VersTr nicht auch auf das Verhalten

des Leistungsempfängers an° Das Wissen oder Wissenmüssen

des Empfängers um die Unrechtmäßigkeit ist nur eine

weitere Voraussetzung für die Rückforderung in den Fällen,

in denen den VersTr kein Verschulden trifft° Diese Rege—
lung führt zu einer sehr weitgehenden Ausdehnung des

Vertrauensschutzes° Man kann aber nach dem Zweck des

Gesetzes davon ausgehen, daß eine zugunsten der Leistungs—

empfänger großzügige und zugleich einfache Regelung be—

absichtigt war° Hierdurch verbietet sich bei eindeutig

entgegenstehendem Wortlaut eine einschränkende Auslegung

etwa dahin, daß nur ein “alleiniges” Verschulden des

VersTr die Rückforderung ausschließt° Auch eine ent—

sprechende nnwendung des @ 254 des Bürgerlichen Gesetzes—

_9...
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nach nicht möglich, zumal der Gesetzgeber das renten—

rechtliche Rückforderungsrecht wegen überzahlung von

Leistungen abschließend regeln wollte° Eine Einschränkung_

wäre allerdings schon unter dem Gesicht8punkt der unzu—

lässigen Rechtsausübung bei Anwendung der Schutzvorschrift

in den Fällen gerechtfertigt, in denen die bberzahlung

durch den Leistungssmpfänger vorsätzlich mitverursacht

werden ist° uarüber hinaus wäre eine weitere Einschrän—

kung für die Fälle gebeten, in denen das Verschulden

des Leistungeempfängers?8rheblich und für die Lberzahlung

so wesentlich gewesen wäre, daß uemgegenüber das fehler—

hafte Verhalten im Verantwortungsbereich des VersTr als

unwesentlich angesehen werden und demgemäß unberück—

sichtigt bleiben könnte„ Wenn nun das LSG im vorliegenden

Fall auch noch nicht von der gesetzlichen Neuregelung
ausgehen konnte, so hat es seinetatsächlichen j"eststel—-

lungen doch zu im wesentlichen gleichen Rechtsfragen

getroffeno Hiernach liegt für die Annahme einer vor—
sätzlichen üchädigung der Beklagten durch die Klägerin

kein Anlaß vor° Das LSG stellt der Versäumung der An—

zeigepflicht seitens der Alagerin die mangelnde borgfalt

der Beklagten durch Nichtbeachtung der Mitteilung der BBG

gegenüber und sieht beide Fehler offenbar als etwa in

gleicher Weise erheblich und für die Überzahlung wesent—

lich an; es geht jedenfalls nicht von einem erheblich

überwiegenden Verschulden der Klägerin aus„ Das ergibt

sich schon daraus, daß es der Beklagten am Schluß der

Urteilsbegründung nahelegt, die Raten zu ermäßigen und

nach Deckung eines Teilbetrages auf die weitere Rück—

foruerung zu verzichten„ Auch der oenat ;gelangt zu keiner

für die Klägerin ungünstigeren Wertung° sicherlich hat

die Klägerin die ihr nach @ 78 RKG obliegende Mitteilungse
pflicht versäumt, jedoch kann der Umstand, daß die Be—
lehrung hierüber fast sechs Jahre zurücklag, sie zwar
nicht entschuldigen‚ aber das Maß ihres Verschuldes doch

geringer erscheinen lassen„ Außerdem ist es zumindest

..']0_
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sehr zweifelhaft, Ob die Unterlassung der Mitteilung über—

haupt für die Erteilung des unrichtigen bescheides wesent—

lich gewesen ist, weil die Gründe für die Nichtbeachtung

der hitteilung der BBG — daß sich nämlich die Akten zu,

dieser Zeit wegen der Umstellung im Geschäftsgang befanden—

glciohennaßen für eine pflichtgemäß alsbald erstattete
Mitteilung der klagerin gelten würdeno Auch dafür, daß

in der Folgezeit die Unrichtigkeit des Be80heides nicht

früher aufgedeckt wurde, hält sich die beiderseitige
Verantw rtlichkeit etwa im gleichen &ahmen. Hierbei ist

zu beachten, daß der Umstellungsbescheid zwar wieder

einen Hinweis auf die Anzeigeyflicht nach @ 78 EKG ent-
halt, daß dieser Hinweis sich sinngemäß aber auf die zukünf—

tige G6Währung und Erhöhung von Unfallrenten bezieht,

Ba somit die Beklagte auch unter Berücksichtigung des
Verhaltens der Klägerin für die gesamte Überzahlung ein

nicht unwesentliche8 Verschulden trifft, darf sie die

Leistung nicht zurückfordern° Das Urteil des Sozialgerichts

vom 11.0ktober 1961 ist daher im Erge„nis richtig; demge—

mäß war die berufung der Beklagten gegen dieses Urteil

zurückzuweisen°
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